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Vorwort

Auch diese Auflage versucht den Spagat zwischen einem didaktisch orientierten
Lern- und Lehrbuch und einem Studienbuch mit wissenschaftlichem Anspruch.
Dies hat aus Platzgründen, wie schon in der Vorauflage, Kürzungen notwendig ge-
macht. So wird auch hier nur die neue bzw. erstmals zitierte Literatur in die Schrift-
tumsverzeichnisse aufgenommen und in einigen, aus heutiger Sicht weniger rele-
vanten Teilen auf die Vorauflage (und auch auf die erste Auflage) verwiesen. Die
gestrichene Literatur ist wieder auf meiner Website abrufbar: www.department-
ambos.uni-goettingen.de/lehrbuch.html.
Die größten Änderungen waren aufgrund des Inkrafttretens des Lissabonner Ver-

trags in Teil 3 nötig. Hier habe ich die Chance einer völligen Neustrukturierung
genutzt: Nach einem einführenden Abschnitt (§ 9) wird der Grundrechtsschutz in
Europa (§ 10) – wegen seiner Bedeutung an der Spitze stehend – dargestellt, sodann
das materielle und prozessuale europäische Strafrecht (§§ 11, 12) und seine Institutio-
nen (§ 13). In den anderen beiden Teilen war hingegen eine gründliche Aktualisie-
rung ausreichend, die freilich vor allem im völkerstrafrechtlichen Teil 2 zu einer Ver-
tiefung und Weiterentwicklung einiger Teile, insbesondere des Prozessrechts (§ 8),
geführt hat. Der Abschnitt zum Aggressionsverbrechen (§ 7 Rn. 261 ff.) musste we-
gen dessen Verabschiedung in Kampala (§ 6 Rn. 33) völlig neu geschrieben werden.
Rechtsprechung und Literatur wurden bis Anfang Mai 2011 berücksichtigt.
Wie immer habe ich meinem Lehrstuhlteam zu danken, allen voran den schon

vorne erwähnten Mitarbeitern. Überdies haben Dr. Maria-Laura Böhm, Ass. iur.
Katarzyna Geler und Sabine Klein, Dipl.jur. Szymon Świderski, stud. iur. Antonia
Bautsch, Katrin Müller sowie vor allem Moritz Eckhardt, Uta Nolte und Anina Tim-
mermann wichtige Unterstützung in inhaltlicher wie technischer Hinsicht geleistet.
Kommentare nehme ich gerne unter lehrbuch@uni-goettingen.de entgegen.

Göttingen, im Mai 2011 Kai Ambos





Vorwort zur 2. Auflage

Die vorliegende Neuauflage sah sich mit dem Problem konfrontiert, bei praktisch
gleich bleibendem Umfang an der Konzeption eines Lehr- und Studienbuchs festzu-
halten, also einerseits das Buch didaktisch zu verbessern und andererseits die inter-
nationale und ausländische Diskussion möglichst umfassend aufzunehmen. Dies hat
erhebliche Kürzungen mit Verweisen auf die Vorauflage notwendig gemacht, u. a.
habe ich mich in Abstimmung mit dem Verlag für die ausschließliche Aufnahme der
neueren Literatur in die Literaturverzeichnisse bei Streichung aller alten Zeitschrif-
tenaufsätze und Festschriftenbeiträge entschlossen. So finden sich in den jeweiligen
Literaturverzeichnissen nun nur Monographien und die Literatur ab Ende 2005,
frühere nur, sofern sie in der Vorauflage noch nicht berücksichtigt wurde; die gestri-
chene Literatur der Vorauflage ist auf meiner Website www.jura.uni-goettingen.de/
kambos/Lehrbuch.html abrufbar. Dort finden sich auch die Teile des Textes und die
Schaubilder, die in der Neuauflage – schweren Herzens – gestrichen werden mussten.
Das allgemeine Literatur- und Quellenverzeichnis wurde hingegen erheblich erwei-
tert; bei ausländischen Zeitschriften wurde, sofern eine klare Zuordnung möglich ist,
das entsprechende Land in Klammern hinzugefügt.
Die Neubearbeitung besteht in der grundlegenden Überarbeitung, Aktualisierung

und Erweiterung des Textes zum 1.Mai 2008; wichtige Aktualisierungen wurden
auch noch Anfang September vorgenommen. Im 1. Teil (Strafanwendungsrecht)
wurden insbesondere die Ausführungen zum Weltrechtsprinzip (§ 3 Rn. 93 ff.) er-
weitert sowie ein Exkurs zu§ 129 b StGB (§ 3 Rn. 128 a) und ein Schaubild 4 zur
Lösung von Jurisdiktionskonflikten eingefügt. Im 2. Teil (Völkerstrafrecht) wurden
insbesondere die Abschnitte zur Implementation des IStGH-Statuts (§ 6 Rn. 51 ff.,
Schaubild 6), zu den „gemischten“ Tribunalen (§ 6 Rn. 58 ff.), zur Zurechnungsfigur
des „joint criminal enterprise“ (§ 7 Rn. 30 ff.), zur Aggression (§ 7 Rn. 251 ff.), zum
prozessualen Vor- und Zwischenverfahren (§ 8 Rn. 19 ff., 23 ff.) und zu den Opfer-
rechten (§ 8 Rn. 44, 44 a) erheblich erweitert bzw. umgeschrieben. Im 3. Teil (Euro-
päisches Strafrecht) hat die dynamische und unstete Rechtsentwicklung, die ganz im
Schatten des Ende des Verfassungs(alb)traums stand und nun des Lissaboner Re-
formvertrags steht, zu einer noch radikaleren Neugestaltung weiter Teile der Vorauf-
lage gezwungen, insbesondere im Hinblick auf den europäischen Einigungsprozess
(§ 9 Rn. 7 ff.), die Rechtsquellen (§ 9 Rn. 23–32), die europa(straf)rechtliche Harmo-
nisierung (des Umweltschutzes) durch Richtlinie oder Rahmenbeschluss (§ 11
Rn. 30 ff.), die rahmenbeschlusskonforme Auslegung („Pupino“,§ 12 Rn. 4 a), die
Terrorismusbekämpfung durch „blacklisting“ (§ 12 Rn. 10 a, b), die Fortentwicklung
von Art. 54 SDÜ (§ 12 Rn. 38 ff.) sowie, last but not least, den Europäischen Haft-
befehl (§ 12 Rn. 56 ff.) und seine problematische Umsetzung in Deutschland (§ 12
Rn. 62 ff., 68 ff.). In allen Teilen wurden die Fälle ergänzt und – dies besonders auf
Bitten Studierender – jeweils zusammenfassende Lösungshinweise erstellt.

Zu danken habe ich zuvörderst – in der Reihenfolge der Bedeutung ihres Beitrags
– meinen (ehemaligen) Mitarbeitern PD Dr. Peter Rackow, Ignaz Stegmiller und
Dr. Dennis Miller für die unverzichtbare Hilfe bei der Überarbeitung der Teile II,



III und I. Wichtige Beiträge haben auch meine wissenschaftlichen Mitarbeiter/-innen
Klaus Alten, Lydia Löhner, Pamela Ziehn und – auf der Zielgeraden – Stefanie Bock
geleistet; von studentischer Seite haben vor allem Guido Belger aber auch Alexander
Heinze, Stephanie Kern, Katrin Isabel Müller und Lisa Kühn mitgewirkt. Ohne ih-
ren unermüdlichen Einsatz und ihre Teamfähigkeit wäre die zweite Auflage in dieser
Form wohl niemals fertig geworden.

Göttingen, im September 2008 Kai Ambos

X Vorwort



Vorwort zur 1. Auflage

Die zunehmende Bedeutung und Komplexität des „internationalen Strafrechts“ mit
seinen Teilgebieten Strafanwendungsrecht, Völkerstrafrecht und europäisches Straf-
recht macht ein Buch notwendig, das die Bedürfnisse von Studentinnen, Praktikerin-
nen und Wissenschaftlerinnen gleichermaßen anspricht. Die hier vorgelegte Konzep-
tion eines Lehr- und Studienbuchs, das die genannten Teilgebiete systematisch
darstellt und umfassend aufarbeitet, versucht dem mit einer Kombination aus didak-
tisch orientierter und wissenschaftlich vertiefender Darstellung Rechnung zu tragen.
Vor allem didaktisch begründet ist die Verwendung von Fällen und Beispielen sowie
Schaubildern. Vor allem der Vertiefung dient die mitunter ausführliche Darstellung
des Streitstandes unterstützt von – auch ausländische und internationale Literatur be-
rücksichtigenden – Schrifttumsverzeichnissen und Fußnotenapparaten. Wer dieses
Buch zum Einstieg in die Materie nutzt, wird sich in der Regel mit dem groß ge-
schriebenen Haupttext, unterstützt von Fällen und Schaubildern, begnügen können;
wer aus praktischen oder wissenschaftlichen Gründen speziell an dem ein oder ande-
ren Problembereich interessiert ist, wird zumindest einige weiterführende Hinweise
finden. Kenner der Materie werden natürlich auch Lücken entdecken, so fehlt etwa
eine Darstellung der Konkurrenzen im Völkerstrafrecht (vgl. § 7 Rn. 269 m. N. in
Fn. 1052). Rechtsprechung und Literatur wurden bis Mitte September 2005 berück-
sichtigt. Für Hinweise bin ich immer dankbar: kambos@gwdg.de
Noch ein Wort zu den – neben dem (üblichen) Abkürzungsverzeichnis – erstellten

Verzeichnissen: Das vorgeschaltete Allgemeine Literatur- und Quellenverzeichnis
enthält Titel von besonderer Bedeutung, sei es weil sie teil- oder kapitelübergreifend
zitiert werden oder sich für einen bestimmten Problembereich als grundlegend erwei-
sen. Das am Ende abgedruckte Rechtsprechungsverzeichnis erfasst die zitierte (auslän-
dische und internationale) Rechtsprechung mit vollständigem Nachweis. Dort finden
sich auch die websites der zitierten Gerichte. Im Übrigen wurde auf detaillierte Inter-
net-Fundstellen verzichtet, weil solche links nach einer gewissen Zeit häufig ins Leere
führen (wenn man sie überhaupt richtig – mit allen Sonderzeichen – eingegeben hat).
Stattdessen sei auf die Linksammlung unter http://lehrstuhl.jura.uni-goettingen.de/
kambos/Links.html verwiesen, die zudem ständig aktualisiert wird.
Neben den wegen ihrer maßgeblichen Mitwirkung besonders erwähnten Herrn

Dr. Rackow und RRef. Miller danke ich auch meinen (ehem.) Mitarbeitern Chris-
toph Barthe, Dr. Sven Uwe Burkhardt, RRefin. Iris Petersen, RRef. Jens Tödter
und Dr. Malin Thunberg Schunke für Hilfe bei der Erstellung von Teilen des Manus-
kripts sowie Herrn Ignaz Stegmiller; und den studentischen Mitarbeitern Guido Bel-
ger, Annika Beyer, Martin Buse, Alexander Heinze und Michael Jilg für redaktionelle
Unterstützung. Herrn Rechtsanwalt Stefan Kirsch danke ich für die kritische Lek-
türe von § 8. Dem Verlag bin ich vor allem dafür zu Dank verpflichtet, dass er gegen-
über der mit der beschriebenen Konzeption verbundenen Überschreitung des ur-
sprünglich vereinbarten Umfangs Verständnis gezeigt hat. Philipp Mützel danke ich
für das gründliche Lektorat.

Kai Ambos
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